
nyme Mehrheit. Wir brauchen etwas anderes und mehr: 
wir brauchen eine bewußte, tatkräftige, aktive und im 
Kampf sich entwickelnde Mehrheit, die sich ihrer Ver
antwortung für den neuen Staat, für den neuen Auf
stieg bewußt ist. Diese Mehrheit muß sich um eine 
Ideologie, um eine Plattform scharen, um ein Programm, 
wie wir es für die Nationale Front mit freudiger Zu
stimmung 'aller Beteiligten geschaffen haben. Sie muß 
sich um ein solches Programm sammeln. Dieses Pro
gramm wird der Rettung des Landes dienen. Es muß 
als ein solches Rettungsprogramm erkannt und von den 
Massen empfunden werden. Es muß von der großen 
Mehrheit des Volkes unterstützt und bejaht werden. 
Das wollen wir am 15. Oktober erreichen. Die breitesten 
Massen müssen mit diesem Programm einverstanden 
sein. Sie müssen mit seinen Trägern, die wir in dem 
Wahlkampf als Kandidaten aufstellen, offen sympathi
sieren. Sie müssen sie bereits als gute Demokraten 
kennen. Sie müssen die Durchführung des Programms 
begrüßen. Sie müssen denen zustimmen, die für die 
Durchführung dieses Rettungsprogramms in sozialer, na
tionaler und wirtschaftlicher Hinsicht eintreten und die 
sich damit bereits als die wirklichen Vertreter des Vol
kes erkennbar gemacht haben.

In diesem Sinne hoffen wir, daß uns das Wahlgesetz 
zur Bildung der Mehrheit einen tüchtigen Schritt vor
wärtsbringt, damit wir mit der bewußten Kampftnehr- 
heit die Freiheit, die Einheit, die Unabhängigkeit und 
den Frieden erkämpfen können.

(Lebhafter Beifall)

Präsident Dieckmann:
Für die Fraktion der Liberal-Demokratischen Partei 

spricht nunmehr als letzter Redner Herr Abgeordneter 
Dr. Liebler.

Abg. Dr. Liebler (LDP):
Meine Damen und Herren! Namens meiner Fraktion 

habe ich unsere vorbehaltlose Zustimmung zu diesem 
Gesetz zu erklären. Das ist keine Erklärung, die aus 
dem Augenblick und der gegenwärtigen Situation her
aus geboren ist, .sondern es ist eine Erklärung, die be
ruht auf einer konsequenten, klaren, zielbewußten poli
tischen Arbeit der letzten längeren Zeitabschnitte. Wir 
haben uns durchgerungen, wie alle anderen auch, zu 
dem einen Gedanken, daß die Einheit Deutschlands 
nur errungen werden kann durch die Einigkeit unter 
uns selbst. Aus diesem Gedanken heraus werden wir 
alle unsere Kräfte zur Verfügung stellen, damit der 
15. Oktober 1950 das eindeutige und klare Bekenntnis 
unseres Volkes zum Frieden, zur Einheit und zum 
Fortschritt darstellt.

Wenn wir alle unsere Kräfte zusammennehmen und 
wenn wir nach außen hin allen Deutschen und über die 
Grenzen ganz Deutschlands hinaus den Menschen in 
der Welt zeigen, was wir zu leisten vermögen, daß wir 
einig sind, daß wir eine klare politische Zielsetzung 
haben, die bewußt abweicht von der Vergangenheit, und 
klare Lehren aus den Fehlern einer schmachvollen Ver
gangenheit für unser Volk ziehen, dann, glaube ich, 
wird die Welt erkennen, wo in Wahrheit die Freunde 
des Friedens leben und wo in Wahrheit die Freunde des 
Friedens die Unterstützung der friedliebenden Völker 
des Ostens gewährt erhalten.

Ich glaube, wir müssen hinausgehen und müssen es 
den Menschen in ganz Deutschland sagen, daß wir be
wußt und gewollt mit einer neuen Zeit in eine neue 
Zeit durch dieses Gesetz und durch unsere Wahlen hin
einziehen wollen.

(Lebhafter Beifall)

Präsident Dieckmann:
Die Rednerliste ist erschöpft und die Aussprache da

mit geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung über den vorliegenden 

Gesetzentwurf. Es steht zur Abstimmung die Drucksache 
Nr. 107, die aufgenommen worden ist durch die Druck
sache Nr. 110 mit den Ergänzungs- und Abänderungs
vorschlägen, die vorhin die Berichterstatterin, Frau Ab
geordnete Benjamin, hier mündlich vorgetragen hat. 
Diese Änderungen beziehen sich — ich bitte, mir die 
Wiederholung zu ersparen — auf folgende Paragraphen 
des Gesetzes: §§ 12, 17, 20, 21, 31 und 47. Falls hier noch 
irgend etwas bei mir nicht richtig registriert sein sollte, 
bitte ich, das jetzt sofort zu vermerken, damit das Ge
setz seine korrekte Endfassung erhält. — Frau Abge
ordnete Benjamin bestätigt, daß ihr Antrag die Gesamt
heit der vorgenommenen Änderungsvorschläge umfaßt. 
Dieser Ergänzungs- bzw. Abänderungsantrag geht als 
Drucksache Nr. 117 in. die Drucksachenfolge der Provi
sorischen Volkskammer ein.

Sie verzichten auf eine erneute Verlesung der vor
genommenen Änderungen. Ich darf gleichzeitig Ihre 
Ermächtigung dazu erbitten, daß, falls sich bei der end
gültigen Überprüfung, bei der Drucklegung des Ge
setzes herausstellen sollte, daß sich hier und da noch 
ein Druckfehler eingeschlichen hat, auch der beseitigt 
wird.

Ich stelle nunmehr das Gesetz in der Fassung der 
Drucksache Nr. 110 mit dem Ergänzungsantrag Druck
sache Nr. 117 zur Abstimmung und bitte diejenigen 
Mitglieder des Hauses, die dem Gesetz in dieser Fas
sung ihre Zustimmung geben wollen, um das Hand
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Wer will 
sich der Stimme enthalten? — Dieses für den Ausbau 
unserer demokratischen Ordnung wichtige Gesetz hat 
somit die einstimmige Zustimmung der Mitglieder der 
Provisorischen Volkskammer gefunden.

(Lebhafter Beifall)
Meine Damen und Herren! Wir kommen nunmehr zu 

Punkt 5 der Tagesordnung:
Gesetz zur Förderung des Handwerks (Drucksachen 
Nr. 103 und 111).
Damit nehmen wir die Beratung eines der wichtigsten 
Gesetze vor, die die Provisorische Volkskammer in 
ihrem Gesetzgebungswerk seit dem letzten Oktober be
raten hat.

Zur Begründung dieser Gesetzesvorlage erteile ich 
Herrn Staatssekretär Wunderlich das Wort.

Staatssekretär Wunderlich (Min. f. Industrie):
Meine Damen und Herren! Die Regierung der Deut

schen Demokratischen Republik hat der Provisorischen 
Volkskammer einen Gesetzentwurf zur Förderung des 
Handwerks eingereicht, den ich im Namen der Regie
rung zu begründen den Auftrag und die Ehre habe. Die 
in diesem Gesetzentwurf vorgelegten Maßnahmen zur 
Förderung des Handwerks sind erneut der Ausdruck da
für, daß die Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik alle in der Regierungserklärung gemachten 
Zusagen zur Verbesserung des Lebensstandards aller 
Bevölkerung,sschichten unseres Staates verwirklicht. Der 
Herr Ministerpräsident Otto Grotewohl sagte in seiner 
Regierungserklärung vom 12. Oktober 1949 dem Hohen 
Hause unter anderem folgendes:

Die Regierung wird auch der Entwicklung des Hand
werks und des gewerblichen Mittelstandes ihre 
Aufmerksamkeit zuwenden. Auch im gewerblichen 
Mittelstand sieht die Regierung einen wichtigen 
Faktor unserer gesamten Wirtschaft, dessen Exi
stenzgrundlagen zu sichern sind.
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